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Leitartikel

Ein gut funktionierendes Verkehrssystem ist eine unverzichtbare Voraussetzung für Wohl-
stand und Fortschritt. Die arbeitsteilige Wirtschaft ist zwangsläufi g auf die Mobilität von 
Menschen (Berufstätige, Auszubildende, Studierende, Kunden, Reisende) und Gütern 
(Rohstoffe, Zwischen- und Fertigprodukte) angewiesen. Nur so sind eine kostengünsti-
ge Spezialisierung und eine effi ziente Allokation von Arbeitskräften und Kapital möglich. 
Für kaum ein anderes Land ist die Leistungsfähigkeit des Verkehrssystems bedeutsamer 
als für Deutschland mit seiner starken Industrie, dem hohen Grad an Arbeitsteilung, der 
zentralen Lage mitten in Europa und seiner hoch wettbewerbsfähigen Exportwirtschaft. 
Auch, weil der Bereich „Handel, Verkehr und Gastgewerbe“ hierzulande und heutzutage 
über 8½ Mio. Arbeitnehmer zählt – mehr als jeder andere Wirtschaftszweig. Die deutsche 
Logistikwirtschaft alleine beschäftigt 2,82 Mio. Menschen. Mit einem Jahresumsatz von 
mehr als 220 Mrd. Euro ist Deutschland der größte europäische Logistikmarkt. Die Lo-
gistikwirtschaft ist aber nicht nur direkt einer der kräftigsten Beschäftigungsmotoren. Sie 
wirkt auch indirekt für die Industrie als Schmiermittel, das für Liefertreue, Pünktlichkeit 
und passgenaue, kundengerechte Zustellung von „Made in Germany“ sorgt und zwar 
weltweit.

Die Verkehrsinfrastruktur in Deutschland war einst die beste der Welt. Aber der Zustand 
von (Wasser-)Straßen, Brücken und Tunneln ist immer schlechter geworden. Vor allem 
bei den Verkehrssystemen der Länder und Kommunen besteht mittlerweile enormer 
Nachholbedarf. Zudem fehlen die Mittel für eine Modernisierung und einen Ausbau. Ma-
rode Straßen und baufällige Brücken verringern sowohl für einzelne Betriebe wie auch 
für ganze Sektoren die internationale Wettbewerbsfähigkeit. Das schadet der gesamten 
Volkswirtschaft und eben nicht nur den Firmen, die unmittelbar betroffen sind. Ange-
sichts der herausragenden Bedeutung der Verkehrsinfrastruktur ist es unverständlich, 
wieso in Deutschland momentan gerade das Gegenteil dessen getan wird, was zu tun 
wäre. Anstatt Zukunftsinvestitionen in Bildung, Forschung und Infrastruktur zu fördern, 
gibt die Große Koalition das Geld an vielen anderen Stellen lieber für den Gegenwarts-
konsum aus. So werden für das Rentenpaket, wie die Rente ab 63 Jahren für alle, die 
mehr als 45 Jahre gearbeitet haben, pro Jahr durchschnittlich rund 10 Mrd. Euro Mehr-
ausgaben verursacht – diese belaufen sich für den Staatshaushalt bis 2030 also auf 
insgesamt 160 Mrd. Euro. Demgegenüber sind für die ganze Legislatur von vier Jahren 
insgesamt lediglich 5 Mrd. Euro für zusätzliche Verkehrsinvestitionen eingeplant. Das ist 
völlig unzureichend.

Gemäß der von der Verkehrsministerkonferenz der Länder unter Beteiligung des Bun-
des eingesetzten Daehre-Kommission „Zukunft der Verkehrsinfrastrukturfi nanzierung“ 
müsste Deutschland mindestens 7,2 Mrd. Euro zusätzlich in Straßen, Schienen und Was-
serwege stecken und zwar pro Jahr und nicht einmalig, „um weitere volkswirtschaftliche 
Schäden zu vermeiden und den Wirtschaftsstandort Deutschland nicht zu gefährden.“ 
Nach Berechnungen des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW) „besteht 
allein für die erforderlichen Reinvesititionen in die Verkehrsinfrastruktur eine Investitions-
lücke von jährlich rund 3,8 Mrd. Euro“. Nimmt man den Nachholbedarf aufgrund vernach-
lässigter Ersatzinvestitionen in den letzten Jahren sowie lediglich die punktuell notwen-
digen Investitionen für Netzausbau und -erweiterung hinzu, ergibt sich nach dem DIW 
insgesamt „eine Investitionslücke von mindestens 10 Mrd. Euro pro Jahr.“

Noch dramatischer ist das Investitionsdefi zit aus Sicht des Instituts der deutschen Wirt-
schaft (IW). Es schätzt, dass in den kommenden zehn Jahren insgesamt rund 40 Mrd. 
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Euro in die Verkehrsinfrastruktur investiert werden müssen, um den Investitionsstau 
der Vergangenheit aufzulösen. Dazu kommen noch einmal zusätzliche 40 Mrd. Euro in 
den nächsten zehn Jahren für die Modernisierung der IT-Netze, also insbesondere für 
eine fl ächendeckende Grundversorgung mit hohen Bandbreiten. Gerade im Zeitalter 
intelligenter Verkehrsleitsysteme sowie der Vernetzung von Straßen, Schienen, Was-
ser- und Luftwegen sowie öffentlichem und privatem Nahverkehr wird der schnelle 
und umfassende Zugang zu grenzenloser Kommunikation zum Erfolgsfaktor. Verkehr 
und Kommunikation verschmelzen künftig mehr und mehr zu einem ganzheitlichen 
System.

An sich sind die öffentlichen Kassen gut gefüllt. Dank der positiven Konjunktur- und 
Beschäftigungsentwicklung stehen den öffentlichen Haushalten zurzeit mehr Finanz-
mittel als jemals zuvor zur Verfügung – auch für Verkehrsinfrastrukturinvestitionen. Am 
einfachsten wäre es somit, das momentan bereits vorhandene öffentliche Geld sorg-
sam einzusetzen. Mit geringem Aufwand sind bei Planung und Durchführung staatli-
cher Verkehrsprojekte mehr Effi zienz und weniger Verschwendung möglich. Genauso 
sollten Prestigeprojekte, die einzelne Bundesländer oder Kommunen als Vorzeigeob-
jekte missbrauchen, verhindert werden. Und schließlich ist bei Unterhalt und Wartung 
vieles, wie etwa das Baustellen-Management, verbesserungsfähig.

Aus ökonomischer Sicht wäre es am klügsten, die Prioritäten staatlichen Handelns 
neu zu setzen und Staatsausgaben umzuschichten. Die öffentlichen Mittel sollten we-
niger konsumtiven, dafür stärker investiven Verwendungszwecken zugeführt werden. 
Dieser Weg ist aber politisch unattraktiv. Die Große Koalition scheint weder willens zu 
sein, noch die Absicht zu verfolgen, sich mit den Wählern von heute und insbesondere 
der ständig wachsenden Zahl der stimmkräftigen Rentner anlegen zu wollen, selbst 
wenn dadurch für die Kindeskinder, die aber heute noch sprach- und entsprechend 
machtlos sind, die Handlungsspielräume enger werden.

Der Verzicht auf zusätzliche Verkehrsinfrastrukturinvestitionen ist deshalb ein tragi-
scher Fehler, weil zwischen Infrastruktur- und Sozialpolitik nur ein kurzfristiger Kon-
fl ikt besteht. Langfristig gehen sie Hand in Hand – die Verkehrsinfrastrukturinvestitio-
nen von heute sind sogar eine unverzichtbare Voraussetzung für die Sozialleistungen 
von morgen. Infrastrukturinvestitionen steigern die Wettbewerbsfähigkeit deutscher 
Firmen. Sie verbessern damit die Rahmenbedingungen für Wachstum und Beschäf-
tigung, was die Steuerbasis verbreitert und für zusätzliche Staatseinnahmen sorgt. 
Deshalb ist eine nachhaltige Finanzierung des Sozialstaates nur mit und nicht ohne 
eine starke Wirtschaft möglich.

Solange sich die öffentliche Hand zu derart günstigen Bedingungen auf dem Kapital-
markt privates Geld beschaffen kann, wie es in der aktuellen Niedrigzinsperiode der 
Fall ist, sollte der Ausbau der Verkehrsinfrastruktur dem Abbau der Schulden vorange-
hen. Denn es bestehen keine Zweifel, dass die Rendite von Infrastrukturinvestitionen 
höher liegt als die aktuellen Zinskosten. So erwartet das IW, dass 10 Mrd. Euro, die in 
Straßen, Stromnetze und andere staatliche Infrastruktur gesteckt werden, dauerhaft 
die Wirtschaftsleistung um 2,5 Mrd. Euro pro Jahr erhöhen.

Noch ist die deutsche Verkehrsinfrastruktur besser als die ausländische. Aber der Vor-
sprung schmilzt. Aus dem Standortvorteil der Vergangenheit droht ein Sanierungsfall 
für die Zukunft zu werden. Das verringert die Chancen auf Wohlstand und Beschäf-
tigung für kommende Generationen. Leistungsfähige Verkehrswege sind für ein In-
dustrieland wie Deutschland existenziell wichtig. Deshalb gehört die Debatte um die 
Erneuerung der Infrastruktur in die Mitte der Gesellschaft und zuoberst auf die wirt-
schaftspolitische Agenda.
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